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Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 2. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1955 im Betrage 
von 10 000 DM und darüber 
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! 

Haushalts- 

betrag 

1955 

DM 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln 
sind zugewiesen 

DM 

Begründung 

, 

01 03 

Einzel 

[plan 01 — Bundes 

I *) 864 200,— 

Präsident und Bundespräsidialamt — 
j Kosten des Personalgutachterausschusses für die 


Durch das Gesetz über den Personalgutachteraus- 
schuß für die Streitkräfte (Personalgutachterge- 
setz) vom 23. Juli 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 451) 
ist der Personalgutachterausschuß einberufen wor- 
den. 


Für die Personal-, Sach- und einmaligen Ausgaben 
werden im Rechnungsjahr 1955 die nachgewiesenen 
Mittel benötigt. Da Haushaltsmittel für den Aus- 
schuß bei Aufstellung des Haushaltsplans 1955 
noch nicht vorgesehen werden konnten, ist die 
Ausgabe außerplanmäßig zu leisten. Die Ausgabe 
ist zwangsläufig. 


_05 01 
apl. 969 


05 02 
676 


70 000 — 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


*) 187 400,— 


Kosten des Staatsbesuchs des Kaisers von Äthio- 
pien 

Es handelt sich um Ausgaben, die aus Anlaß des 
Staatsbesuchs des Kaisers von Äthiopien zwangs- 
läufig angefallen sind. Für diese Zwecke stehen 
keine planmäßigen Haushaltsmittel zur Verfügung. 


50 000,— 
(Vorgriff) 


Beiträge oder Zuschüsse des Bundes zu internatio- 
nalen Einrichtungen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur außerhalb der UNESCO 

Das Europäische Kulturzentrum in Genf erhält von 
der Bundesregierung einen jährlichen Zuschuß von 
rd. 50 000 DM. Der Betrag wird jeweils am Ende 
des Rechnungsjahres gezahlt. Die Auszahlung für 
das Rechnungsjahr 1954 hat sich wegen des ver- 
späteten Eingangs der erforderlichen Unterlagen 
verzögert, so daß der Zuschuß vor Abschluß der 
Kassenbücher nicht mehr geleistet werden konnte. 
Es konnte auch bezüglich dieser nicht in Anspruch 
genommenen Mittel im Rechnungsjahr 1954 kein 
Ausgaberest gebildet werden, da der Haushalts- 
betrag durch eine anderweitige Belastung bereits 
überschritten war. 
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Es ergibt sich deshalb eine unabweisbare Mehraus- 
gabe, die bei Aufstellung des Haushaltsplans 1955 
nicht vorauszusehen war. 

I Einsparung an anderer Stelle 


06 02 
300 


06 08 
110 


06 10 
301 


06 12 
104 a 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


(Leertitel) 


5 000 — 


14 400 — 


214 900 — 


68 352,16 


11 000 ,— 


Kosten der Bundestagswahlen 

Mehrbedarf infolge Erstattung der den Ländern 
und Gemeinden aus Anlaß der Bundestagswahl 
1953 und der Nachwahlen während der 1. Wahl- 
periode entstandenen vollen Kosten. Die Höhe der 
Kosten war nicht vorauszusehen, weil die endgül- 
tigen Abrechnungen erst nach Festsetzung des 
festen Betrages auf Grund der Bekanntmachung 
des BMI vom 14. Mai 1955 (GMB1. S. 161) aufge- 
stellt werden konnten. Gemäß § 56 desBundesw.ahl- 
gesetzes vom 8. Juli 1953 (BGBL I S. 470) werden 
die Kosten der Bundestagswahl 1953 ebenso wie 
die Kosten der Nachwahlen während der 1. Wahl- 
periode nach dem Gesetz vom 20. Dezember 1952 
(BGBl. I S. 831) vom Bund getragen. 

Die Zahlung ist unabweisbar und kann nicht in 
das nächste Rechnungsjahr verlagert werden. 

Abfindungen und Übergangsgelder 

Die Zahl der ausscheidenden Angestellten erweist 
sich höher als angenommen. Die Mehrausgabe war 
bei Aufstellung des Haushaltsplans 1955 nicht vor- 
herzusehen. Das Bedürfnis ist unabweisbar. 
Einsparung an anderer Stelle. 


12 200, — Für vorbeugende Verbrechensbekämpfung 

Mehrausgabe infolge Herausgabe einer Schriften- 
reihe auf dem Gebiet der Kriminologie und Krimi- 
nalistik zur Fortbildung der Kriminalbeamten. Die 
Ausgabe ist im Interesse der vorbeugenden Ver- 
brechensbekämpfung unabweisbar notwendig. Die 
Kosten werden durch die Abonnementsgebühren 
gedeckt. 

49 200, — Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Ver- 
gütungen der Angestellten — 

Durch das Gesetz zur Regelung von Fragen der 
Staatsangehörigkeit vom 22. Februar 1955 (BGBl. I 
S. 65) werden voraussichtlich 30 000 bis 50 000 An- 
träge auf Ausstellung von Staatsangehörig- 
keitsurkunden zusätzlich bei der Bundesstelle für 
Staatsangehörigkeitsangelegenheiten eingehen. Zur 
Bearbeitung dieser Anträge ist die Einstellung von 
nichtbeamteten Hilfskräften unerläßlich. Die Mehr- 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


ausgabe ist unvorhergesehen. Das Bedürfnis ist 
infolge gesetzlicher Verpflichtung unabweisbar. 


06 13 
apl. 306 


*) 109 250,— 


Personal- und Sachausgaben aus Anlaß eines Son- 
derauftrages des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte zur Herstellung 
von Informationsmaterial 

Die Erfassung und Beschaffung des noch erforder- 
lichen Quellenmaterials zur Herausgabe weiterer 
Dokumentationsbände über die Vertreibung 
(Flüchtlingsproblem) wurde im April 1954 der bes- 
seren Fachaufsicht wegen dem Bundesarchiv in 
Koblenz übertragen. Es wurde damit gerechnet, 
daß die Arbeiten bis Ende des Rechnungsjahres 
1954 erledigt sein würden. Das war aber nicht mög- 
lich. Die im Rechnungsjahr 1955 anfallenden Mehr- 
ausgaben waren deshalb nicht vorherzusehen; sie 
sind unabweisbar, weil die Herausgabe der Doku- 
mentationsbände nicht unterbrochen werden kann 
und dem Ausland weiterhin Unterlagen zur Lösung 
des Flüchtlingsproblems geliefert werden müssen. 
Durch die außerplanmäßige Ausgabe des Betrages 
bei Tit. apl. 306 und Einnahme bei Tit. apl. 15 
soll vermieden werden, daß bei mehreren Titeln 
für Personal- und Sachausgaben überplanmäßige 
Ausgaben entstehen, für die sonst Einzelanträge 
nach § 33 Abs. 1 RHO gestellt und bearbeitet wer- 
den müßten. 

Zustimmnug des BMF unter der Voraussetzung, 
daß dieser Ausgabe Einnahmen in gleicher Höhe 
bei Kap. 06 13 Tit. apl. 15 gegenüberstehen. 


06 25 
apl. 700 


06 25 
746 


(Leertitel) 


i 


*) 42 257,60 Erwerb eines Grundstücks in Coburg 

Das zu erwerbende Grundstück (7884 qm) bildet 
einen Teil des Sportplatzes der Grenzschutzunter- 
kunft in Coburg. Der Erwerb ist zur Erhaltung des 
Sportplatzes unabweisbar notwendig, da der Eigen- 
tümer, dem das Grundstück im Wege der Wieder- 
gutmachung zugesprochen wurde, einem langfristi- 
gen Pachtvertrag nicht zugestimmt hat. Die Aus- 
gabe wurde bei Aufstellung des Haushaltsplans 
1955 nicht vorgesehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

61 187,- — Instandsetzung der Unterkunft und der Außen- 

anlagen in Bodenteich (Kr. Uelzen) 

Zur Unterbringung einer Hundertschaft im Rah- 
men der Durchführung der Verstärkung des Bun- 
desgrenzschutzes ist die Leistung der Ausgabe un- 
abweisbar notwendig. Bei Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1955 konnte die Ausgabe nicht vorher- 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

gesehen werden, da angenommen werden mußte, 
daß die Instandsetzungsarbeiten im Rechnungsjahr 
1954 beendet werden konnten. 

Einsparung an anderer Stelle. 


06 25 
apl. 748 


*) 129 127,21 


Instandsetzung der ehern. Below-Kaserne und der 
Außenanlagen in Ratzeburg 

Im Zuge der vom Deutschen Bundestag beschlos- 
senen Verstärkung des Bundesgrenzschutzes ist die 
Instandsetzung der ehern. Below-Kaserne in Ratze- 
burg zur Unterbringung einer Hundertschaft un- 
abweisbar notwendig. Die Ausgabe konnte bei 
Aufstellung des Haushaltsplans 1955 nicht vorher- 
gesehen werden, da angenommen wurde, daß die 
Arbeiten bis zum Ende des Rechnungsjahres 1954 
beendet waren. 

Einsparung an anderer Stelle. 


06 25 
apl. 750 


*) 390 000,— 


Instandsetzung einer Unterkunft und der Außen- 
anlagen in Duderstadt 

Zur Unterbringung einer Hundertschaft des Bun- 
desgrenzschutzes ist die Instandsetzung der Unter- 
kunft in Duderstadt dringend notwendig. Die Aus- 
gabe ist unabweisbar und wurde bei Aufstellung 
des Haushaltsplans 1955 nicht vorgesehen. 
Einsparung an anderer Stelle. 


06 25 
apl. 751 


06 33 
103 


(Leertitel) 


*) 250 000, — Instandsetzung der ehern. Metzer-Kaserne und der 

Außenanlagen in Weiden (Opf.) 

Um eine z. Z. in Amberg notdürftig untergebrachte 
Grenzschutzabteilung unterzubringen, ist es erfor- 
derlich, die ehern. Metzer-Kaserne in Weiden (Opf.) 
instandzusetzen. Die Mehrausgabe ist unabweisbar 
und konnte bei Aufstellung des Haushaltsplans 
1955 nicht vorhergesehen werden, da die Bauunter- 
lagen gemäß § 14 RHO noch nicht Vorlagen. 
Einsparung an anderer Stelle. 

15 500, — Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte 

Mehrausgabe infolge Übernahme des Oberamts- 
richters z. Wv. Dr. Kramer und Ernennung zum 
Beamten auf Lebenszeit auf einer Planstelle A 2 b 
des Bundesministeriums des Innern mit gleichzei- 
tiger Abordnung zur Dienstleistung bei der Bun- 
desdienststelle für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge in Nürnberg. Die Ausgabe gemäß § 14 
RRO ist unabweisbar notwendig und war aus 
personalmäßigen Gründen nicht vorhergesehen. 
Einsparung an anderer Stelle. 
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Einzelplan 07 — 

Bundesminister der Justiz — 

07 01 
apl. 951 


*) 237 000,— 

Kosten des Gemischten Beratenden Gnadenaus- 
schusses nach Art. 7 Abs. 5 des Ersten Teils des 
Vertrages zur Regelung aus Krieg und Besatzung 


entstandener Fragen 

Gemäß Art. 7 Abs. 5 des Ersten Teils des Vertra- 
ges zur Regelung aus Krieg und Besatzung ent- 
standener Fragen (BGBl. 1955 II S. 405) ist mit 
Wirkung vom 4. Juni 1955 ein Gemischter Beraten- 
der Gnadenausschuß gebildet worden, der aus drei 
von der Bundesregierung ernannten Mitgliedern 
und je einem von der Regierung der Drei Mächte 
ernannten Mitglied besteht und der am 15. Juli 
1955 seine erste Gesamtsitzung abgehalten hat. 
Der Ausschuß hat die Aufgabe, den Behörden, 
die für die Begnadigung der von den Gerichten der 
Drei Mächte in Deutschland verurteilten Personen 
zuständig sind, Empfehlungen zu erteilen. Die Ver- 
antwortung für die Bildung und für die Arbeit 
des Ausschusses obliegt auf deutscher Seite der 
Bundesregierung. Der Vertrag sagt nichts darüber, 
wer die Kosten des Ausschusses zu tragen hat. In 
sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen über 
die Tragung der Kosten des Ausschusses, der nach 
Art. 6 des Ersten Teils des genannten Vertrages 
für die Fragen der Begnadigung der sogenannten 
„Kriegsverbrecher“ gebildet worden ist (vgl. Kap. 
05 01 Tit. 958), hat jedoch auch hier jeder Vertrags- 
teil die Kosten der von ihm bestellten Mitglieder 
des Ausschusses zu tragen; die Bundesrepublik hat 
darüber hinaus die Kosten der für den Ausschuß 
zu errichtenden Geschäftsstelle zu übernehmen. 
Die Maßnahme ist unabweisbar; sie war bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans 1955 nicht vorher- 
zusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

07 01 — *) 10 581,44 Abwicklungskosten des früheren Zentraljustizamts 

pl Q 53 für die britische Zone 

Gemäß Nr. 2 a der zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den beteiligten Ländern getrof- 
fenen Verwaltungsvereinbarung über die Vertei- 
lung der Abwicklungskosten des früheren Zentral- 
justizamtes für die britische Zone hat der Bund 
an die Freie und Hansestadt Hamburg den Betrag 
von 10 581,44 DM zu zahlen. Der Bundesminister 
der Justiz hat im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen der Vereinbarung am 
13. August 1955 — 1200/2 - 4 - 2642/55 — zuge- 
stimmt. 

Die Mehrausgabe ist unabweisbar notwendig. Sie 
war bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1955 
nicht vorauszusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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08J)1 

299 


08 04 
299 


08 04 
apf. 469 


08 04 
772 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

16 400, — 22 100, — I Vermischte Verwaltungsausgaben 

Mehrbedarf infolge von Kursverlusten aus der 
Überweisung der Miete für Wohnsiedlungen der 
kanadischen Streitkräfte in der Bundesrepublik in 
kanadischer Währung (vgl. auch § 5 der Anlage 4 
zur Amtskassenordnung der Reichsfinanzverwal- 
tung). Der Kursverlust ist entstanden in der Zeit 
zwischen der Einzahlung bei der Bank in Ottawa 
durch die kanadische Regierung und der Gutschrift 
bei der Bank deutscher Länder in Frankfurt (Main). 
Die Ausgabe war nicht vorherzusehen und aus den 
angeführten Gründen unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

575 000, — 868 501,38 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Durch die unrichtige Auskunft eines Beamten ist 
einer Erdöl-Raffinerie ein Schaden durch Rückge- 
währung einer Ausfuhrvergütung entstanden. Im 
Wege des außergerichtlichen Vergleichs hat sich 
die Firma mit der Zahlung eines Betrages von 
868 501,38 DM durch den Bund einverstanden er- 
klärt. Ein finanzieller Schaden ist der Bundesrepu- 
blik nicht entstanden, da bei richtiger Auskunft- 
erteilung der Firma eine Ausfuhrvergütung in 
mindestens gleicher Höhe zugestanden hätte. 

— *) 46 834,42 Vermischte Ausgaben für das allgemeine Sachver- 

mögen (ohne Forsten) 

In den Rechnungsjahren 1950 und 1951 sind für 
Wohnungen, die von der französischen Besatzungs- 
macht in Anspruch genommen worden sind, irrtüm- 
lich Mieten erhoben und als Einnahmen des ehern. 
Reichsvermögens behandelt worden. Sie sind den 
Landratsämtern in Sigmaringen und Tettnang in 
Hohe von zusammen 46 834,42 DM als überhobene 
Requisitionsvergütung zu erstatten. Die Rückzah- 
lungsverpflichtung war bei der Aufstellung des 
Haushaltsplans 1955 nicht bekannt. 

Einsparung an anderer Stelle. 

121 700, — 28 900, — Berlin-Wilmersdorf, Emser-Block, Erneuerung der 

Hofgaragendecke 

Die vom Bund als Eigentümer des Emser-Blocks 
in Berlin-Wilmersdorf zur Gefahrenbeseitigung 
durchzuführende Erneuerung der Hofgaragendecke 
war mit 121 700 DM veranschlagt. Infolge des in 
West-Berlin gestiegenen Bauindexes sind nach dem 
geprüften und auf 150 600 DM festgestellten 
Kostenanschlag Mehrkosten in Höhe von 28 900 DM 
zu erwarten, die überplanmäßig beantragt werden. 
Die rechtzeitige Veranschlagung der Mehrkosten 
i im Haushalt für das Rechnungsjahr 1955 war nicht 
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noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

durchführbar. Die Notwendigkeit der Gefahrenbe- 
seitigung ist unabweisbar, die Mehrausgaben in- 
folge der Bauindexerhöhung waren nicht vorher- 
zusehen. Eine Hinausschiebung der Baumaßnah- 
me bis zum Rechnungsjahr 1956 ist wegen der 
möglichen Regreßansprüche aus dem Gefahren- 
zustand nicht vertretbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


08 04 
apl. 829 
( 2 ) 


08 04 
apl. 829 
( 3 ) 


*) 18 000, — Erstellung eines Ersatzbaues für das niederge- 

brannte Behelfshaus für Bombengeschädigte in 
Cloppenburg 

Für die Erstellung des Ersatzbaues für das nieder- 
gebrannte Behelfshaus für Bombengeschädigte in 
Cloppenburg sind im Rechnungsjahr 1954 bei Kap. 
08 06 — apl. Tit. 777 — 79 300 DM bewilligt wor- 
den. Bis zum Schluß des Rechnungsjahres 1954 sind 
Ausgaben nur in Höhe von 61 298,59 DM geleistet 
worden. Da der Rest der außerplanmäßigen Aus- 
gabemittel am Schluß des Rechnungsjahres 1954 
verfallen ist, müssen die zur Fertigstellung des Er- 
satzbaues noch in Höhe von (79 300 DM — 61 298,59 
DM = 18 001,41 DM) rd. 18 000 DM erforderlichen 
Ausgabemittel im Rechnungsjahr 1955 erneut 
außerplanmäßig zur Verfügung gestellt werden. 
Um eine Unterbrechung der Bauarbeiten zu Lasten 
des Bundes zu vermeiden, ist die Durchführung der 
restlichen Arbeiten unabwendbar. Die Dauer der 
Bauarbeiten war nicht vorauszusehen. Die Bau- 
arbeiten können ohne Schaden für den Bund nicht 
bis zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt 
werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

*) 58 000, — Beseitigung von Stahlspundwandresten am Weser- 

ufer vor dem U-Boots-Bunker am Kap-Horn-Ge- 
lände in Bremen 

Die teilweise kriegszerstörte Spundwand vor dem 
ehern. U-Boots-Bunker gehört zu dem Teil des 
ehern. Marine-Erbbaugeländes, der vom Bundes- 
ministerium für Verteidigung in Anspruch genom- 
men wird. Der Bund ist daher zur Beseitigung der 
Spundwandreste, die über der Sohle geknickt und 
zum Teil angebrochen sind und so eine Gefahr für 
die Schiffahrt bedeuten, verpflichtet. Die Spund- 
wandreste sind durch den Strom in einem nicht 
vorherzusehenden Ausmaß unterspült worden. Der 
eingetretene Gefahrenzustand macht die zur Be- 
seitigung der Spundwandreste erforderlichen Aus- 
gaben in Höhe von 58 000 DM zur Vermeidung von 
Regreßansprüchen gegen den Bund unabwendbar. 
Einsparung an anderer Stelle. 
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08 04 
apl. 829 
(5) 


Für den Wiederaufbau des Gebäudes Nr. 10 a auf 
dem ehern. Flugplatz in Lippstadt waren bei Kap. 
08 06 — TiL 706/ 1 954 — 125 000 DM gekürzt um 
4 v. H. — 120 000 DM veranschlagt. Nach dem ge- 
prüften Kostenanschlag haben sich die Baukosten 
auf 148 000 DM erhöht. Um Schaden für den Bund 
durch die Stillegung der Bauarbeiten zu vermei- 
den, ist es notwendig, die Mehrkosten in Höhe von 
28 000 DM außerplanmäßig zur Verfügung zu stel- 
len. Eine Zurückstellung der restlichen Bauarbei- 
ten bis zum Rechnungsjahr 1956 ist vom Stand- 
punkt der Wirtschaftlichkeit aus nicht vertretbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

23 496,48 Wiederaufbau und Ausbau der Ruine des früheren 
Landhauses in ßerlin-Charlottenburg, Kranz- 
allee 37 

Der Wiederaufbau des Gebäudes war ursprünglich 
mit einem Kostenaufwand, der unter 50 000 DM 
lag, geplant. Dementsprechend wurde das Vor- 
haben nicht als einmalige Ausgabe veranschlagt. 
Durch den erst bei Inangriffnahme der Bauarbei- 
ten festgestellten Zerstörungsgrad und den zusätz- 
lich geplanten Ausbau des Dachgeschosses sind die 
Gesamtbaukosten nach dem vorliegenden geprüf- 
ten Bauentwurf auf 78 200 DM angewachsen. Der 
zusätzliche Ausbau des Dachgeschosses war wirt- 
schaftlich geboten, da bei seiner Zurückstellung 
und späteren gesonderten Durchführung erhöhte 
Baukosten entstanden wären und sich während der 
Bauarbeiten die Möglichkeit ergeben hatte, auch 
die Dachgeschoßwohnungen zu vermieten, wodurch 
eine bessere wirtschaftliche Nutzung der Liegen- 
schaft erreicht wird. Wegen der Überschreitung der 
50 000 DM-Grenze müssen die Ausgaben bei den 
einmaligen Ausgaben nachgewiesen werden. Die 
im Rechnungsjahr 1954 entstandene Istausgabe in 
Höhe von 54 703,52 DM ist im Rechnungsjahr 1954 
außerplanmäßig bewilligt worden. Der Restbetrag 
in Höhe von 23 496,48 DM ist im Rechnungsjahr 
1955 zur Abrechnung des Bauvorhabens erforder- 
lich. 

Einsparung an anderer Stelle. 


08 04 
apl. 829 
(6) 


*) 61 000, — Instandsetzung des bundeseigenen Anschlußgleises 
zum Scheerhafen in Kiel 

Das Anschlußgleis zum Scheerhafen in Kiel ist 
stark reparaturbedürftig und z. Z. nicht benutzbar. 
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noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

Da die Gleisanlage für die am Hafen stehenden 
Lagergebäude, die mit Wirkung ab 1. September 
1955 an die Stadt Kiel vermietet worden sind, be- 
triebsfähig sein muß, ist die sofortige Instandset- 
zung erforderlich. 

Einsparung an anderer Stelle. 


08J4 
apl. 829 
(7) 


08 04 
apl. 829 
(9) 


*) 58 800, — Instandsetzung der Dächer auf den Werkhallen 

A/B und E/F in Flensburg 

Die Instandsetzung der Dächer auf den ehern. Ma- 
rinewerkhallen A/B und E/F in Flensburg war ur- 
sprünglich für das Rechnungsjahr 1956 vorgesehen. 
Durch den langanhaltenden Winter hat sich der 
Zustand jedoch so verschlechtert, daß weitere Ab- 
stützungen notwendig wurden. Ein Elinausschieben 
der Baumaßnahmc würde nicht nur eine Verteu- 
erung nach sich ziehen, es ist auch wegen des aku- 
ten Gefahrenzustandes, der sich nunmehr ergeben 
hat, nicht mehr vertretbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

*) 56 000, — Wiederaufbau des zerstörten Mittelteiles der ehern. 
Rauhfutterscheune in Coburg-Neuses 

Der Wiederaufbau des zerstörten Mittelteils der 
ehern. Rauhfutterscheune in Coburg-Neuses war 
für das Rechnungsjahr 1955 bereits geplant und 
sollte, da die ursprünglichen Kosten für den Wie- 
deraufbau auf weniger als 50 000 DM veranschlagt 
waren, aus Kap. 08 04 Tit. 401 durchgeführt 
werden. Durch die starken Frühjahrsstürme ist 
nunmehr die westliche Mauer des zerstörten Ge- 
bäudeteils eingedrückt worden. Dadurch erhöhen 
sich die Wiederaufbaukosten auf 56 000 DM. Das 
Vorhaben muß mithin bei den einmaligen Ausga- 
ben des Kap. 08 04 veranschlagt werden. Dies wäre 
frühestens für das Rechnungsjahr 1956 möglich. 
Abgesehen von dem akuten Gefahrenzustand, der 
sich durch den Einsturz der Mauer ergeben hat 
und zur Vermeidung von Ersatzansprüchen besei- 
tigt werden muß, ist es unwirtschaftlich, die Durch- 
führung des Vorhabens um ein ganzes Jahr hin- 
auszuschieben. Durch den weiteren Verfall des Ge- 
bäudes in den kommenden Wintermonaten würden 
die Wiederaufbaukosten höher werden; außerdem 
würde für den Bund ein beträchtlicher Mietausfall 
entstehen. Das Unternehmen, das bereits die noch 
nutzbaren Teile des Gebäudes gemietet hat, hat 
großes Interesse, den jetzt infolge der Zerstörung 
ungenutzten Teil sofort nach Instandsetzung zu 
mieten. 

Eine zusätzliche Haushaltsbelastung entsteht nicht, 
da Einsparung an anderer Stelle. 
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noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

— *) 67 500, — Bau eines Verbrennungsofens in der Delaborie- 

rungsanlage Wilhelmshaven 

Bei dem Fischen von Munition fällt zwangsläufig 
ein gewisser Teil von Sorten an, die nicht angelan- 
det werden dürfen. Die Rückversenkung dieser Mu- 
nition und der bei der Delaborierungsanstalt Wil- 
helmshaven anfallenden Mundlochbüchsen ist ver- 
boten. Sie müssen deshalb alsbald unschädlich ge- 
macht werden. Den hierzu benötigten Verbren- 
nungsofen kann die mit der Deiaborierung der 
Munition beauftragte Firma aus eigenen Mitteln 
nicht erstellen. Um den Gefahrenherd baldmög- 
lichst zu beseitigen, hat sich der Bund bereit er- 
klärt, die Mittel für die Errichtung des Ofens be- 
reitzustellen. Nach Inbetriebnahme des Ofens wird 
die Miete für die Delaborierungsanlage um den 
Betrag erhöht, der einer Verzinsung des für die 
Errichtung des Ofens aufgewandten Kapitals in 
Höhe von 5 v. H. jährlich entspricht. 

Eine zusätzliche Belastung des Haushalts entsteht 
nicht, da Einsparung an anderer Stelle. 

*) 65 095,79 Außerplanmäßige Ausgaben aus Anlaß der Rech- 
nungsprüfung 

In den vergangenen Jahren sind im Bezirk der 
OFD Koblenz im Einzelplan VIII (jetzt 08) des Bun- 
deshaushalts Mieterträge in Höhe von insgesamt 
65 095,79 DM aus Wohnungen der französischen 
Besatzungsmacht irrtümlich gebucht worden. Der 
Bundesrechnungshof hat in seiner Prüfungsbemer- 
kung vom 6. November 1954 — BesF 3609/52 — die 
Buchung im Einzelplan VIII beanstandet, so daß der 
Betrag nunmehr dem Alliierten Besatzungs- und 
Auftragsausgabenhaushalt zugeführt werden muß. 
Da die Bücher für die vergangenen Rechnungs- 
jahre bereits abgeschlossen sind, ist die Leistung 
der Ausgabe im Rechnungsjahr 1955 nur durch die 
Bewilligung außerplanmäßiger Mittel möglich (vgl. 
Runderlaß vom 7. Juli 1953 — II A/6 - A 0100 - 11/ 
53 — MinBIFin S. 600). 

Einsparung an anderer Stelle. 

(Leertitel) 66 600, — Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten so- 

wie Erwerb von Haus- und Baugrundstücken 

Wegen der ungeklärten Eigentumsverhältnisse des 
Grundstücks Bad Homburg, Terrassenstraße 1, 
wurden die Bauarbeiten bisher zurückgestellt. Die 
Rechtsverhältnisse hinsichtlich des Grundstücks 
sind inzwischen dahin geklärt worden, daß über 
einen Austausch mit einem Grundstück in Frank- 
furt (Main) eine grundsätzliche Übereinstimmung 
erzielt worden ist. Die beantragten Ausgabemittel 
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noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

werden für den Abriß eines alten Pferdestalls und 
den Neubau einer den polizeilichen Bestimmungen 
entsprechenden Garage zur Unterbringung der 
vorhandenen 4 Kraftwagen sowie zur Weginstand- 
setzung auf dem Grundstück dringend benötigt. 
Wegen der Einsturzgefahr der alten Garage (Pfer- 
destall) ist die Ausgabe unabweisbar. Der Bedarf 
ist so dringend, daß er nicht bis zum Rechnungs- 
jahr 1956 zurückgestellt werden kann. Nach den 
geprüften Kostenanschlägen des Staatsbauamts 
Bad Homburg betragen die Kosten 66 600 DM. 
Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


224 000 — 


40 500 — 


Um- und Erweiterungsbau des Wirtschaftsgebäu- 
des und Erneuerung des Innenputzes im Haus V 
der ehern. Gallwitz-Kaserne 

Die überplanmäßige Ausgabe war erforderlich zur 
Erneuerung des Fußbodenbelages im Haus V. Der 
Schaden an den Fußböden hat sich erst herausge- 
stellt, nachdem die Räume zur Beseitigung der 
Putzschäden frei gemacht worden sind. Die Aus- 
gabe war hiernach unvorhersehbar und konnte 
nicht bis zur Bewilligung durch den Haushaltsplan 
1956 zurückgestellt werden, weil bei einer späte- 
ren Herrichtung erneut erhebliche Umzugskosten 
und Arbeitsausfälle entstanden wären. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 02 
951 


36 600 000 — 


31 000 000,— 
(Vorgriff) 


10 03 
104 a 


2 365 100,— 


18 000,— 


Preisausgleich für eingeführtes Getreide, für ein- 
geführten Zucker sowie Gewährung einer Liefer- 
prämie für Roggen 

Unabweisbarer Mehrbedarf auf Grund des Ge- 
treidepreisgesetzes für das Getreidewirtschaftsjahr 
1955/56, wonach auch im Rechnungsjahr 1955 eine 
Lieferprämie für Roggen zu zahlen ist. Die Veran- 
schlagung im Haushalt 1955 konnte nicht erfolgen, 
weil zur Zeit der Aufstellung desselben das Ge- 
treidepreisgesetz 1955 noch nicht ergangen war. 

Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Ver- 
gütungen der Angestellten — 

Unabweisbarer Mehrbedarf aus Anlaß der Abwick- 
lung der Vergleiche über die 2°oo Abgaben für Ein- 
fuhrbewilligungs-Anträge (EA-Abgaben). Im Hin- 
blick auf die Rechtslage bei diesen Abgaben liegt 
die möglichst zügige Durchführung der Abwick- 
lung im fiskalischen Interesse. Die Mehrausgabe 
war unvorhersehbar, da die Außenhandelsstelle 
erst nach Aufstellung des Voranschlags für das 
Rechnungsjahr 1955 mit der Abwicklung beauf- 
tragt wurde. 
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Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 

12 400, — Abfindungen und Übergangsgelder 

Unabweisbare Mehrausgabe aus Anlaß von Zah- 
lungen für Übergangsgelder und Abfindungen an 
frühere Dienstangehörige der Außenhandelsstelle, 
die im Zuge der Einsparung von 33 Stellen in Aus- 
wirkung des neuen Einfuhrverfahrens ausgeschie- 
den sind. Der Ausgabebedarf konnte nicht veran- 
schlagt werden. Eine Veranschlagung durfte nach 
den Bemerkungen zur Aufstellung des Voran- 
schlags 1955 nur erfolgen, wenn bereits Verpflich- 
tungen Vorlagen. Über die Einsparungsmaßnahmen 
ist aber erst nach Aufstellung des Voranschlags 
entschieden worden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


1 2 02 
532 


12 02 
apl. 533 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

(Leertitel) 50 886 654, — Darlehen an die Deutsche Bundesbahn zwecks Til- 

gung von Zinsrückständen gegenüber der Bank 
deutscher Länder im Zusammenhang mit den Aus- 
gleichsforderungen 

Nach § 9 Abs. 2 der Haushaltsgesetze 1954 und 1955 
haben die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche 
Bundespost im Verhältnis 3 : 2 ein Drittel von den 
im Rechnungsjahr 1955 fälligen Zinsen für die 
Ausgleichsforderung zu übernehmen, die der Bank 
deutschen Länder auf Grund von § 10 der Zwei- 
ten Durchführungsverordnung (Bankenverordnung) 
zum Dritten Gesetz zur Neuordnung des Geld- 
wesens (Umstellungsgesetz) gegenüber dem Bund 
zusteht. Die Deutsche Bundesbahn schuldete da- 
nach nach dem Stande vom 30. Juni 1955 der Bank 
deutscher Länder 50 886 654 DM. Da die Deutsche 
Bundesbahn zur Zahlung außerstande ist, soll ihr 
dieser Betrag aus Mitteln des Bundeshaushalts 
zur Verfügung gestellt werden. Die Bank deut- 
scher Länder löst eine Rückstellung in Höhe von 
33 531 740 DM auf und nimmt eine zusätzliche Ge- 
winnausschüttung an den Bund in gleicher Höhe 
vor. Der Restbetrag von 17 354 914 DM fließt dem 
Bund als Zinsen für in Ausgleichsforderungen an- 
gelegte Bankguthaben des Bundes zu. Eine Mehr- 
belastung des Bundeshaushalts entsteht nicht. 
Über den Schuldbetrag soll mit der Deutschen 
Bundesbahn ein langfristiger Darlehnsvertrag ab- 
geschlossen werden. 

— *) 1 900 000, — Finanzierung der im Verkehr zwischen der Bun- 

desrepublik und Berlin (West) in der sowjetischen 
Besatzungszone erhobenen erhöhten Straßenbenut- 
zungsgebühren 

Gewährung von zinslosen Darlehen an aas ivrait- 
verkehrsgewerbe in Westdeutschland zur Finan- 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

zierung der im Verkehr mit Berlin (West) von den 
Behörden der sowjetischen Besatzungszone erho- 
benen Straßenbenutzungsgebühren. Die Tilgung 
der Darlehen bleibt besonderer Vereinbarung Vor- 
behalten. 

*) 43 597,85 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Die Rast- und Tankanlage Rödelheim an der 
Bundesautobahn Frankfurt (Main) — Bad Nauheim 
ist seit dem Zusammenbruch von der amerikani- 
schen Besatzungsmacht beschlagnahmt, die die 
Anlage für ihre Zwecke betreibt. Für diese Anlage 
wurden dem Autostraßenamt Frankfurt (Main) 
in den Rechnungsjahren 1950 bis 1953 insgesamt 
43 597,85 DM an Pacht bezahlt, die bei Einzel- 
plan XII Kap. 12 Tit. 10 bzw. im Rechnungsjahr 
1953 bei Kap. 12 10 Tit. 1 des Bundeshaushalts ver- 
einnahmt wurden. Nach Art. 4 Buchstabe h (1) des 
Gesetzes Nr. 47 der Alliierten Hohen Kommission 
für Deutschland vom 8. Februar 1951 wird „eine Ent- 
schädigung nicht gewährt für Verluste oder Schä- 
den, verursacht durch die Inanspruchnahme oder 
den Gebrauch von Vermögensgegenständen, wenn 
es sich um Vermögensgegenstände handelt, die 
dem früheren Deutschen Reich gehörten oder 
unter seiner Kontrolle standen.“ Die Pacht ist dem- 
nach zu Unrecht bezahlt worden. Nach Feststellung 
der Überzahlung verlangt das Besatzungskosten- 
amt Frankfurt (Main) die Rückzahlung des Be- 
trages. Der Anspruch ist berechtigt. Die erforder- 
lichen Mittel müssen daher außerplanmäßig bereit- 
gestellt werden. 

*) 30 000, — Durchführung einer Statistik der Güterbewegung 
mit Kraftfahrzeugen auf Straßen 

Für das Jahr 1955 soll erstmalig eine Statistik der 
Güterbewegung mit Kraftfahrzeugen auf Straßen 
aufgestellt werden, um in der Güterbewegungs- 
statistik, die zur Zeit bereits von den Verkehrs- 
trägern Eisenbahnen, Binnenschiffahrt und See- 
schiffahrt aufgestellt wird, die hinsichtlich des 
Straßenverkehrs noch bestehende Lücke zu schlie- 
ßen. Diese vollständige Statistik eines Jahres ist 
erforderlich, damit dann die für alle Verkehrsträ- 
ger geplante nur repräsentative Erfassung durch- 
geführt werden kann, mit der für den Bundeshaus- 
halt erhebliche Einsparungen erzielt werden kön- 
nen. Die Arbeiten werden in Berlin von aus ERP- 
Mitteln bezahlten Notstandsangestellten durch- 
geführt, so daß nur folgende Kosten entstehen: 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

I | Personenkosten für Führungs- und Auf- 


sichtskräfte 34 000 DM 

Sachausgaben (Maschinenmiete, Büro- 
material usw.) 30 000 DM 

Allgemeine Ausgaben (Kosten der 
Veröffentlichungen) . 11 000 DM 


75 000 DM. 


Entsprechend dem Verhältnis des gewerblichen 
Güterfernverkehrs zum Werkfernverkehr sind 
60 v. H. der Kosten von der Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr zu tragen und 40 v. H. = 
30 000 DM vom Bundeshaushalt. Die Mehrausgabe 
war bei Aufstellung des Haushalts 1955 nicht vor- 
herzusehen. Sie ist unabweislich und unaufschieb- 
bar, da die durch eine Repräsentativerhebung an- 
gestrebten Einsparungen die umgehende Aufstel- 
lung dieser Statistik erfordern. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 24 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 


2 100 000 ,— 


68 000 ,— 


Beitrag zu den Ausgaben für die ständige Organi- 
sation des Ausschusses für Europäische Wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit (OEEC) 

Infolge Erhöhung der deutschen Beitragsverpflich- 
tung, die auf Grund der von den Teilnehmerlän- 
dern der OEEC übermittelten Angaben über die 
Entwicklung ihres Volkseinkommens in den Jah- 
ren 1952 bis 1954 neu berechnet wurde: 

a) Erhöhung zum Allgemeinen Haushalt der OEEC 
von 16,04 v. H. im Rechnungsjahr 1954 auf 16,58 
v. H. im Rechnungsjahr 1955 und 

b) Erhöhung zum Haushalt der Europäischen Ver- 
kehrsministerkonferenz von 15,71 v. H. im 
Rechnungsjahr 1954 auf 15,97 v. H. im Rech- 
nungsjahr 1955. 

Die Notwendigkeit der Mehrausgabe ließ sich bei 
der Aufstellung des Haushalts 1955 noch nicht vor- 
hersehen, sie war zwangsläufig. 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 


3 000,— 


24 200,— 


Unterhaltung der Gebäude 

Für die vom Bundesministerium der Finanzen dem 
Bundesministerium für Wohnungsbau in Mehlem 
zugewiesenen Dienstgebäude liegen die Unterhal- 
tungskosten erheblich über denen für die unzurei- 
chende Unterkunft des Ministeriums in Duisdorf. 
Im Einzelplan 25 sind für das Rechnungsjahr 1955 
jedoch nur Haushaltsmittel in der bisherigen Höhe 
veranschlagt worden, weil über die Verlegung des 
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noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 

Bundesministeriums für Wohnungsbau von Duis- 
dorf nach Mehlem erst Ende 1954 entschieden wor- 
den ist. Zur Bestreitung der anfallenden Mehr- 
kosten im Rechnungsjahr 1955 werden überplan- 
mäßige Haushaltsmittel in Höhe von 24 200 DM 
benötigt. Der Betrag ist nach den Grundsätzen 
sparsamster Wirtschaftsführung errechnet worden. 
Er dient der Befriedigung eines unabweisbaren 
und unvorhergesehenen Bedürfnisses. Eine Hin- 
ausschiebung in das Rechnungsjahr 1956 ist nicht 
möglich, da die Mittel für die ordnungsmäßige Un- 
terhaltung der Dienstgebäude im laufenden Rech- 
nungsjahr benötigt werden. 


25 0 1 
206 


38 400,— 


115 600,— 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Für die vom Bundesministerium der Finanzen dem 
Bundesministerium für Wohnungsbau in Mehlem 
zugewiesenen Diensträume liegen die Kosten für 
die Bewirtschaftung erheblich über denen für die 
unzureichende Unterkunft des Ministeriums in 
Duisdorf. Im Einzelplan 25 sind für das Rechnungs- 
jahr 1955 jedoch nur Haushaltsmittel in der bishe- 
rigen Höhe veranschlagt worden, weil über die Ver- 
legung des Bundesministeriums für Wohnungsbau 
erst Ende 1954 entschieden worden ist. Zur Bestrei- 
tung der anfallenden Mehrkosten im Rechnungs- 
jahr 1955 werden überplanmäßige Haushaltsmittel 
in Höhe von 115 600 DM benötigt. Der Betrag ist 
nach den Grundsätzen sparsamster Wirtschaftsfüh- 
rung errechnet worden. Er dient der Befriedigung 
eines unvorhergesehenen und unabweisbaren Be- 
dürfnisses. Eine Hinausschiebung in das Rech- 
nungsjahr 1956 ist nicht möglich, da die Mittel für 
die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes im lau- 
fenden Rechnungsjahr benötigt werden. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 01 
apl. 311 


*) 25 000,— 


Erhöhung der Zuschüsse für die Internationale Ge- 
sellschaft für Christlichen Aufhau, Gemeinnützige 
Gesellschaft mbH, Heidelberg 

Die Internationale Gesellschaft für Christlichen 
Aufbau, Gemeinnützige Gesellschaft mbH, Heidel- 
berg, an der die Lastenausgleichsbank mit l U des 
Gesellschaftskapitals als Treuhänderin der Bundes- 
regierung beteiligt ist, ist mit Genehmigung ihres 
Aufsichtsrats bei der Projektierung einer Industrie- 
siedlung in der ehern. Munitionsanstalt Rot- 
tershausen Verpflichtungen eingegangen, die ihre 
finanziellen Mittel überstiegen. Die Überschuldung 
beträgt nach der Liquidationseröffnungsbilanz 
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noch Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 03_ 
apl. 871 


72 281,39 DM. Unter Berücksichtigung der beson- 
deren Verhältnisse ist es angebracht, durch Zah- 
lung eines Zuschusses eine Konkurseröffnung zu 
vermeiden. 

Der Zuschuß wird nur gezahlt, wenn der Freundes- 
kreis eV und die Industriekreditbank ebenfalls Zu- 
schüsse von je 25 000 DM leisten. 

Die nicht voraussehbare Ausgabe ist unabweisbar. 


18 400,— 


Einrichtung der Diensträume der Notaufnahme- 
dienststelle in Gießen 

Die unzulänglich untergebrachte Dienststelle des 
Notaufnahmeverfahrens in Gießen bezieht am 
1. Oktober 1955 das von dem Lande Hessen neu er- 
richtete Verwaltungsgebäude. In diesem Zusam- 
menhang sind die Registratur und ein Sitzungs- 
zimmer auszustatten und Sonnengardinen zu be- 
schaffen. Die in der alten Registratur eingebauten 
Holzregale sind fest mit dem Gebäude verbunden. 
Die Kosten des Ausbaus und der Wiederaufstellung 
würden den Wert der Regale erheblich überstei- 
gen, zumal damit gerechnet werden muß, daß viele 
beschädigte Teile erneuert werden müssen. Die 
alten Regale sind außerdem so niedrig, daß sie für 
die Weiterverwendung ungeeignet sind. Zur bes- 
seren Ausnutzung der Räume sind Regale erfor- 
derlich, die bis an die Decke reichen, da in der Re- 
gistratur in jedem Monat 4000 neue Akten hinzu- 
kommen. 

Für Dienstbesprechungen (Bekanntgabe der Er- 
lasse und Entscheidungen an die Mitarbeiter usw.) 
und Sitzungen, die bisher in Gaststätten abgehal- 
ten wurden, ist ein 40 m 2 großes Sitzungszimmer 
erstellt worden, das mit Möbeln ausgestattet wer- 
den muß. 

Die Verwendung der Sonnengardinen der bisheri- 
gen Diensträume ist wegen der verschiedenen Fen- 
stermaße nicht möglich. 

Der Verwaitungsneubau ist erst in diesem Jahre 
begonnen worden. Diese Ausgabe war daher nicht 
vorauszusehen. Ihre Unabweisbarkeit ergibt sich 
aus der Bezugsfertigkeit des Gebäudes. 


27 01 
10 7~ 


Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


33 500,— 


30 000,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfegrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Trotz sparsamster Bewirtschaftung ist es nicht 
möglich, im laufenden Rechnungsjahr den Aus- 
gabebedarf aus den zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmitteln, die bereits jetzt bis auf 2000 DM 


17 






An über- und 



Haushalts- 

j *) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

1955 

gabemitteln 
sind zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

in Anspruch genommen wurden, zu decken. Da den 
Anträgen, soweit die bestimmungsgemäßen Vor- 
aussetzungen erfüllt sind, entsprochen werden muß, 
ist die Mehrausgabe unabweisbar und kann nicht 
bis zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt 
werden. 


3 2 03 
apl. 871 


40 09 
apl. 221 


Einzelplan 30 — Bundesschuld — 


*) 21 000 ,— 


Erstmalige Beschaffung von Einrichtungsgegen- 
ständen, Maschinen und dgl. 

Zur Durchführung der lochkartentechnischen Auf- 
gaben bei der Bundesschuldenverwaltung wurden 
auf Grund eines sehr günstigen Verkaufsangebots 
zur Einsparung von Mieten für angemietete Loch- 
kartenmaschinen zwei Alpha-Locher und ein Ver- 
gleichsduplizierautomat käuflich erworben. Eine 
Ausschlagung der Angebote wäre wirtschaftlich 
nicht vertretbar gewesen. Da sich dieses Verkaufs- 
angebot kurzfristig ergab, war es nicht möglich, 
die Ausgaben bis zum Rechnungsjahr 1956 zurück- 
zustellen. Bei Aufstellung des Haushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1955 waren die Ausgaben noch 
nicht vorherzusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 


*) 10 912,66 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Hilfskräfte — 
Vergütungen der Angestellten — 

Die Landesversicherungsanstalt Schleswig-Holstein 
hat noch im Mai 1951 einen Teil der Aufgaben der 
Kriegsopferversorgung durchgeführt, die dem Lan- 
desversorgungsamt Schleswig-Holstein zufielen. 
Der auf 10 912,66 DM festgestellte Anspruch auf 
Erstattung der Verwaltungskosten ist berechtigt. 
Bei der Aufstellung des Haushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1955 waren die notwendigen Erhe- 
bungen noch nicht abgeschlossen, so daß die For- 
derung dem Grund und der Hohe nach noch nicht 
anerkannt werden konnte. Mittel für diese Aus- 
gabe wurden im Haushaltsplan 1955 nicht veran- 
schlagt. Die nicht vorhersehbare Ausgabe ist un- 
abweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1955 

DM 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln 
sind zugewiesen 

DM 

Begründung 

Tit. 

60 02 

i 

170 000,— 

Einzelplan 60 — A 
100 000,— 

llgemeine Finanzverwaltung — 

Außergewöhnlicher Aufwand von Beauftragten 
der Bundesrepublik im Ausland sowie deutscher 

241 


Delegationen und Dienststellen im Verkehr mit 
dem Ausland 


Die Besuche ausländischer Staatsmänner und De- 
legationen in Deutschland wie auch die Reisen von 
Mitgliedern und Vertretern der deutschen Bundes- 
regierung in das Ausland haben infolge Erweite- 
rung der Aufgaben der Bundesverwaltung einen 
stärkeren Umfang angenommen, als bei der Auf- 
stellung des Haushaltsvoranschlages für 1955 vor- 
auszusehen war. Die entstandenen Mehrausgaben 
waren unabweisbar, sie mußten deshalb überplan- 
mäßig bereitgestellt werden. 


60 04 
301 


1 000 000 ,— 


500 000,— 


Ausgleichszahlung an die Svenska — Tändsticks 
Aktiebolaget in Jönköping, Schweden 

Als die Zündwarensteuer im Jahre 1946 auf das 
Zehnfache des bisherigen Steuersatzes erhöht 
wurde, konnte die Vorschrift des § 31 Abs. 2 des 
Zündwarenmonopolgesetzes, nach der bei einer Er- 
höhung des Ubernahmepreises der Monopolpreis 
im gleichen Verhältnis zu erhöhen ist, nicht mehr 
angewendet werden. Es hätte sich sonst ein Klein- 
verkaufspreis für Zündhölzer ergeben, der weit 
über den gegenwärtigen hinausging und für die 
Verbraucher nicht tragbar gewesen wäre. Durch 
die Nichtanwendung dieser Vorschrift ist der Ge- 
winn der deutschen Zündwarenmonopolgesell- 
schaft geringer. Hierdurch erwächst der Svenska- 
Tändsticks Aktiebolaget in Jönköping, Schweden, 
die nach § 14 Nr. 4 Abs. 2 des Zündwarenmonopol- 
gesetzes an dem Rest des Reingewinns zur Hälfte 
beteiligt ist, ein Schaden. Zum Ausgleich zahlt der 
Bund an diese Firma jährlich für das abgelaufene 
Geschäftsjahr der deutschen Zündwarenmonopol- 
gesellschaft einen im Vergleichswege festzusetzen- 
den Betrag, der von der Höhe des erzielten Ge- 
winns der deutschen Zündwarenmonopolgesell- 
schaft und der Höhe des Absatzes an Zündhölzern 
abhängig ist. Durch Vergleich vom 23. Juli 1955 
hat sich der Bund verpflichtet, für das Geschäfts- 
jahr 1954 einen Betrag von 1 500 000 DM zu zah- 
len. Veranschlagt sind bei Kap. 60 04 Tit. 301 nur 
1 000 000 DM. Deshalb waren noch 500 000 DM 
überplanmäßig zu bewilligen. 

Die Ausgabe war in dieser Höhe bei Aufstellung 
des Haushaltsplans 1955 noch nicht vorauszusehen. 


19 


